
Aktenzeichen: 1 AZR 125/78
LAG Hamm Urteil des BAG vom 4. März 1980
Für das Nachschlagewerk: Ja
Für die Fachpresse: Ja
Für die Amtliche Sammlung: Ja

Gesetz: GG Art. 140 i. Verb. m. WRV Art. 137 Abs. 3;
GG Art. 6 Abs. 1; KSchG 1969 § 1 Abs. 2, §§ 4, 
7; BGB § 242; MuSchG § 9 Abs. 1

Leitsätze:
1. Durch die standesamtliche Eheschließung mit einem 

nicht laisierten katholischen Priester setzt die 
Leiterin des Pfarrkindergartens einer katholischen 
Kirchengemeinde einen personen- und betriebsbe­
dingten Grund zur ordentlichen Kündigung ihres Ar- 
beitsverhältnisses.

2. Zum Verhältnis von Art. 6 Abs. 1 GG (verfassungs­
rechtlicher Schutz von Ehe und Familie) und der 
gleichfalls verfassungsrechtlich gewährleisteten 
Kirchenautonomi e.

3. Die Frist des § 4 KSchG ist gewahrt, wenn der Kläger 
gegen eine ihm als sicher in Aussicht gestellte Kündi­
gung Klage auf Feststellung der Unwirksamkeit der zu 
erwartenden Kündigung erhoben hatte und die Umstellung 
des Klagebegehrens auf eine Kündigungsschutzklage erst 
später als drei Wochen nach der Kündigung erfolgt.
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1 AZR I2S/78 
4 Sa 874/77 Hamm

Verkündet am 
4. März 1980
gez. tide, 
Angestellte 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 4. März 1980 durch den Präsiden­
ten Professor Dr. Müller, die Richter Dr. Dieterich und 
Dr. Seidensticker sowie die ehrenamtlichen Richter Mager 
und Kehrmann für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamm vom 3« November 1977 
- 4 Sa 874/77 - wird auf Kosten der Klägerin zu­
rückgewiesen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !
-  2 -
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2
Tatbestand:

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit 
einer ordentlichen Kündigung.

Die Klägerin war seit dem 15- Februar 1972 
bei der beklagten katholischen Kirchengemeinde 
als Leiterin des von dieser in F -unter­
haltenen Kindergartens beschäftigt. Die Betriebs­
kosten des Kindergartens werden zu je einem Drit­
tel durch die Beklagte, durch öffentliche Mittel 
und durch Elternbeiträge gedeckt. In dem Kinder­
garten werden 50 Kinder betreut; der weit über­
wiegende Teil der Kinder ist katholisch.

Die beklagte Kirchengemeinde, die in der Re­
gel mehr als fünf Arbeitnehmer beschäftigt, gehört 
zur Diözese Münster. Der Bischof von Münster hat 
unter dem 14. Mai 1973 ein Statut für Kindergär­
ten im nordrhein-westfälischen Teil des Bistums 
Münster erlassen (Kirchliches Amtsblatt für die 
Diözese Münster 1973 S- 97 ff-), in dessen § 1 
über die Zielsetzung pfarreigener Kindergärten be­
stimmt ist:

"Kirchliche Träger von pfarreigenen 
Kindergärten im Bistum Münster er­
füllen im Zusammenwirken mit ihren 
pädagogisch tätigen Kräften ihre Er- 
ziehungs- und Bildungsaufgaben auf 
der Grundlage des katholischen Glau­
bens. Den Erziehungsberechtigten, die 
dasselbe Ziel anstreben, bieten Kir­
che und Pfarrgemeinde Hilfe bei der 
Entfaltung der geistigen Fähigkeiten 
des Kindes und der Entwicklung sei­
ner Persönlichkeit zu einem vom 
christlichen Geiste erfüllten und 
seiner Verantwortung in Kirche und 
Gesellschaft bewußten Menschen .... "

Bevor die Klägerin ihre Tätigkeit bei der Be­
klagten aufnahm, schlossen die Parteien einen 
schriftlichen Anstellungsvertrag, in dessen § 9
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festgelegt ist, daß als wichtiger Grund für ei­
ne fristlose Kündigung insbesondere ein schwerer 
Verstoß gegen die katholische Glaubens- und Sit­
tenlehre gilt.

Am 21. April 1976 heiratete die Klägerin 
standesamtlich einen Kapuzinerpater, der seit dem
1. August 1975 von seinem Orden beurlaubt war.
Sie erwartete von ihm ein Kind, das am 9- Oktober 
1976 geboren wurde.

Ihre Heiratsabsicht hatte die Klägerin Ende 
März 1976 dem Vorsitzenden des Kirchenvorstandes 
der Beklagten mitgeteilt. Die von der Klägerin be­
absichtigte kirchliche Trauung war nicht möglich, 
weil über den bei der zuständigen päpstlichen Be­
hörde in Rom gestellten Laisierungsantrag des 
Ehemannes bisher nicht entschieden wurde.

Mit Schreiben vom 27* Juli 1976, von dessen 
Inhalt die Klägerin unterrichtet wurde, teilte 
das bischöfliche Generalvikariat in Münster dem 
Vorsitzenden des Kirchenvorstandes der Beklag­
ten mit, daß die nur zivil geschlossene Ehe der 
Klägerin einen groben Verstoß gegen die katholi­
sche Glaubens- und Sittenlehre darstelle, der 
eine weitere Beschäftigung im kirchlichen Dienst, 
insbesondere als Kindergartenleiterin, verbie­
te; nach dem gegenwärtigen Stand der Erkenntnis­
se sei auszuschließen, daß der Zivilehe eine 
kirchliche Eheschließung folgen solle. Da die 
Klägerin jedoch schwanger sei, könne eine Kündi­
gung nach den Mutterschutzvorschriften nicht 
wirksam werden. Der Klägerin sei daher zu erklä­
ren, daß die Beklagte das Arbeitsverhältnis zum 
frühestmöglichen Zeitpunkt nach Ablauf des Kün­
digungsverbotes kündigen werde. Unter Beachtung 
der Kündigungsfristen müsse die Kündigung späte­
stens bis Ende März 1977 zum 30. Juni 1977 ausge-
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sprochen werden. Da das Verhalten der Klägerin 
das Ansehen der katholischen Kirche nachhaltig 
beeinträchtige, sei sie unverzüglich, spätestens 
mit Ablauf des Beschäftigungsverbots von acht 
Wochen nach der Entbindung, von jedem Dienst für 
die Beklagte zu suspendieren.

In der gemeinsamen Sitzung des Kirchenvor­
standes, des Elternrates sowie des Pfarrgemein- 
derates vom 6. September 1976 erklärte sich der 
Elternrat in geheimer Abstimmung mit dem Vorge­
hen des Generalvikariats und der Beklagten ein­
verstanden.

Die Klägerin übte ihre Tätigkeit als Kinder­
gärtnerin und Leiterin des Kindergartens bis En­
de Juli 1976 aus. Danach wurde sie unter Fortzah­
lung ihrer Bezüge vom Dienst freigestellt.

Mit Schreiben vom 8. März 1977 kündigte die 
Beklagte der Klägerin fristgemäß zum 30. Juni 1977»

Schon vor dieser Kündigungserklärung hatte 
die Klägerin am 29. Dezember 1976 die vorliegende 
Klage erhoben, mit der sie zunächst die Feststel­
lung begehrte, daß die ihr von der Beklagten für 
den 31. März 1977 zum 30. Juni 1977 in Aussicht 
gestellte Kündigung unwirksam ist. Mit Schrift­
satz vom 25. April 1977» der am 26. April 1977 
beim Arbeitsgericht einging, hat sie sich sodann 
erstmals gegen die inzwischen ausgesprochene Kün­
digung vom 8. März 1977 gewandt und ihren Klage­
antrag entsprechend umgestellt.

Die Klägerin hält die Kündigung für sozial­
widrig und hat dazu vorgetragen:

Ihre Heirat könne die Kündigung ihres Ar­
beitsverhältnisses nicht sozial rechtfertigen.
Ihr Ehemann habe schon lange vor der standesamt­
lichen Trauung seine Zurückversetzung in den
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Laienstand betrieben. Nach durchgeführter Laisie 
rung wolle sie sich auch kirchlich trauen lassen 
Die kirchliche Eheschließung werde nur dadurch 
verhindert, daß das bischöfliche Generalvikariat 
in Münster ihrem Ehemann die Laisierungsbestäti­
gung nicht aushändige. Das Generalvikariat wolle 
- wie ihrem Ehemann bei einer persönlichen Rück­
sprache erklärt worden sei - die Laisierung da­
von abhängig machen, daß sie und ihr Ehemann aus 
E fortzögen und sie freiwillig auf ih­
re Stelle im Kindergarten verzichte. Die Laisie­
rungsgenehmigung aus Rom liege offenbar vor. Im 
übrigen werde ihr Arbeitsverhältnis zur Beklag­
ten durch ihre Heirat auch deswegen nicht be­
lastet, weil in dem Kindergarten keine spezi­
fisch katholische Glaubensunterweisung statt­
finde. Der Kindergarten sei eine mit öffentli­
chen Mitteln geförderte öffentliche Einrichtung, 
die auch evangelischen Kindern offenstehe und 
daher interkonfessionell ausgerichtet sei. Die 
weit überwiegende Zahl der Eltern der den Kin­
dergarten besuchenden Kinder und auch die gesam­
te Öffentlichkeit in der Gemeinde hätten sich 
ausdrücklich für ihre Weiterbeschäftigung in 
dem Kindergarten ausgesprochen. Es gebe keinen 
untrennbaren Zusammenhang zwischen ihrer Ehe­
schließung und der von ihr übernommenen dienst­
lichen Aufgabe als Leiterin des Kindergartens.

Die Klägerin hat beantragt,

1. festzustellen, daß die Kündi­
gung der Beklagten vom 8.März 
1977 unwirksam ist und das Ar­
beitsverhältnis über den 30.
Juni 1977 hinaus fortbesteht,

2. die Beklagte zu verurteilen, 
die Klägerin als Leiterin des 
Kindergartens weiterzubeschäf­
tigen.
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Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt 
und erwidert:

Der Feststellungsantrag der Klägerin müsse 
schon deswegen scheitern, weil die Kündigung vom 
8. März i977 nicht innerhalb der Drei-Wochen- 
Frist des § 4 KSchG mit einer Kündigungsschutz­
klage angegriffen worden sei. Die Kündigung sei 
aber auch sozial gerechtfertigt. Der von ihr un­
terhaltene Kindergarten sei eine erzieherische 
Einrichtung auf der Grundlage des katholischen 
Glaubens. Dieser kirchliche Erziehungsauftrag ha­
be Auswirkungen auf die persönliche Haltung der 
Mitarbeiter. Es sei unerheblich, daß die Kläge­
rin den Vater ihres Kindes standesamtlich ge­
heiratet und die Absicht habe, ihn alsbald nach 
seiner Laisierung auch kirchlich zu heiraten. 
Selbst bei einer kirchlichen Eheschließung der 
Klägerin wäre sie als Erzieherin im kirchlichen 
Bereich nicht mehr glaubwürdig und darum für die 
Kirche unzumutbar. Sie habe sich mit einem katho­
lischen Priester eingelassen und ihn geheiratet. 
Damit habe sie gegen unverzichtbare Grundsätze 
der katholischen Kirche verstoßen. Sie habe ei­
nen kirchenrechtlichen Tatbestand geschaffen, 
der ihre Weiterverwendung um der Glaubwürdigkeit 
der kirchlichen Einrichtung willen unmöglich ma­
che und der mit ihren arbeitsvertraglichen Funk­
tionen unvereinbar sei.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgege­
ben. Auf die Berufung der Beklagten hat das Lan­
desarbeitsgericht die Klage abgewiesen. Mit ihrer 
Revision erstrebt die Klägerin die Wiederherstel­
lung des erstinstanzlichen Urteils, während die 
Beklagte die Zurückweisung der Revision beantragt.

-  7 - JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 7 -
3fotscheidungsgründe:

Die Revision ist unbegründet.

I. Wie das Landesarbeitsgericht zutreffend an­
nimmt , findet auf das Arbeitsverhältnis der Par­
teien das Kündigungsschutzgesetz Anwendung. Dem 
steht nicht entgegen, daß die Beklagte an der durch 
Art. 140 GG i. Verb. m. Art. 137 Abs. 3 WRV verfas­
sungsrechtlich gesicherten Kirchenautonomie teil­
nimmt. Das für die Kirchen anerkannte Recht, ihre 
Angelegenheiten selbst zu ordnen und zu verwalten, 
besteht nach Art. 137 Abs. 3 WRV innerhalb der 
Schranken des für alle geltenden Gesetzes. Das 
Kündigungsschutzgesetz ist ein solches für alle 
geltendes Gesetz. Es gilt deshalb auch für die im 
Dienst der erzieherischen und karitativen Ein­
richtungen der Kirche stehenden Arbeitnehmer, 
selbst wenn diese ihre Tätigkeit in Bindung an
den übergeordneten Auftrag der Kirche ausüben.
Das hat der Senat in seinem zum Abdruck in der 
Amtlichen Sammlung des Bundesarbeitsgerichts be­
stimmten Urteil vom 25- April 1978 - 1 AZR 70/76 - 
(AP Nr. 2 zu Art. 140 GG, mit zustimmender Anmer­
kung von Mayer-Maly) im einzelnen dargelegt.
Hieran ist festzuhalten.

II. Die streitbefangene Kündigung vom 8. März 
1977 gilt nicht schon wegen Versäumung der drei­
wöchigen Klagefrist des § 4 KSchG gemäß § 7 
KSchG als von Anfang an rechtswirksam. Die Klä­
gerin hat die Kündigung zwar nicht innerhalb der 
genannten Frist mit einer besonderen Feststel­
lungsklage angegriffen. Das war aber auch nicht 
erforderlich, nachdem die Beklagte ihr bereits 
während der laufenden Mutterschutzfrist die spä­
ter ausgesprochene Kündigung für März 1977 zum 
30. Juni 1977 als sicher in Aussicht gestellt
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und. die Klägerin deswegen schon am 29. Dezember
1976 beim Arbeitsgericht Klage auf Feststellung 
der Unwirksamkeit der zu erwartenden Kündigung 
erhoben hatte. Dieser Rechtsstreit schwebte noch, 
als die Kündigung dann am 8. März 1977 ausgespro­
chen wurde. Das Klagebegehren bezog sich nunmehr 
auf diese Kündigung. Einer erneuten Klageerhe­
bung innerhalb der Frist des § 4 KSchG bedurfte 
es nicht. Die gesetzlich normierte Klagefrist 
dient dem Zweck, dem Arbeitgeber alsbald Gewiß­
heit darüber zu verschaffen, ob der gekündigte 
Arbeitnehmer die Kündigung hinnehmen oder ihre 
Unwirksamkeit geltend machen will. Da hier der 
Beklagten durch die schon vor dem Ausspruch der 
Kündigung erhobene Feststellungsklage deutlich 
gemacht worden war, daß die Klägerin die Kündi­
gung nicht hinnehmen und gerichtlich gegen sie 
vorgehen wolle, war damit der Zweck der Klage­
frist des § 4 KSchG erreicht. Es ist deshalb un­
schädlich, daß die Klägerin ihren tarsprüngli- 
chen, auf Feststellung der Unwirksamkeit der
in Aussicht gestellten Kündigung gerichteten 
Klageantrag erst mit Schriftsatz vom 25- April
1977 der am 8. März 1977 tatsächlich abgegebe­
nen Kündigungserklärung angepaßt hat.

III. Die Rechtswirksamkeit der streitbefangenen 
Kündigung hängt mithin davon ab, ob sie durch 
Gründe in der Person oder in dem Verhalten der 
Klägerin oder durch dringende betriebliche Er­
fordernisse, die ihrer Weiterbeschäftigung in 
dem Kindergarten der Beklagten entgegenstehen, 
bedingt und damit sozial gerechtfertigt ist (§ 1 
Abs. 2 KSchG).

Das Landesarbeitsgericht hat in der standes­
amtlichen Eheschließung der Klägerin mit einem 
noch nicht laisierten katholischen Ordenspriester
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einen die ausgesprochene Kündigung sozial recht­
fertigenden Grund gesehen, weil die Klägerin da­
durch gegen elementare kirchliche Grundnormen 
verstoßen habe und deswegen als Leiterin eines 
von der katholischen Kirche unterhaltenen Kin­
dergartens nicht mehr tragbar sei. Die hierzu 
vom Landesarbeitsgericht angestellten rechtli­
chen Erwägungen lassen einen Rechtsfehler nicht 
erkennen. Sie stimmen im wesentlichen mit den 
Grundsätzen des oben bereits zitierten Senatsur­
teils vom 25- April 1978 überein.

1. Wie der Senat in diesem Urteil ausgespro­
chen hat, ist bei der Präzisierung des imbe­
stimmten Rechtsbegriffs "sozial ungerechtfer­
tigt" in § 1 Abs. 2 KSchG und bei der dabei er­
forderlichen Abwägung der beiderseitigen Interes­
sen an der Erhaltung bzw. Auflösung des Arbeits­
verhältnisses die verfassungsrechtliche Garan­
tie der Kirchenautonomie ein wichtiger Gesichts­
punkt. Dieses den Kirchen gewährleistete Selbst­
best immungsrecht beschränkt sich nicht auf den 
Bereich des Glaubens und des Gottesdienstes, son­
dern bezieht sich auch auf die der Kirche nach 
ihrem Selbstverständnis gegebene Sendung zur 
Mission und Diakonie im öffentlichen und gesell­
schaftlichen Raum. In Wahrnehmung ihres Selbst­
bestimmungsrechts können die Kirchen somit in 
ihren karitativen und erzieherischen Einrich­
tungen die von ihrem Verkündigungsauftrag (Sen­
dung) her gebotenen Voraussetzungen für die Loya­
litätspflichten der im kirchlichen Dienst Täti­
gen, an der Verkündigung - wenn auch abgestuft - 
teilhabenden Arbeitnehmer festlegen. Das folgt 
aus der zur Vermeidung der Unglaubwürdigkeit der 
Kirche gebotenen Untrennbarkeit von Dienst und 
Verkündigung im karitativen und erzieherischen Be-
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reich. Der Träger einer kirchlichen erzieheri­
schen Einrichtung muß darauf bestehen, daß die 
dort tätigen Erzieher die Grundsätze, die sie 
darstellen und, erzieherisch notwendig, durch 
ihr Beispiel verkünden sollen, selbst beachten. 
Glaubensverkündigung unabhängig von der eigenen 
Lebensweise ist nicht möglich. Der Arbeitnehmer, 
der durch seine vertragliche Arbeitsleistung 
Punktionen der Kirche wahrnimmt und an der Er­
füllung ihres Verkündigungsauftrags mitwirkt, 
ist daher verpflichtet, auch im außerdienstli­
chen Bereich seine Lebensführung so einzurich­
ten, daß sie den Gesetzen der Kirche entspricht.

2. Wie der Senat in dem genannten Urteil eben­
falls dargelegt hat, entspringt die in dem Kin­
dergarten einer katholischen Kirchengemeinde 
geleistete Erziehungsarbeit nach kirchlichem 
Selbstverständnis dem Auftrag der Kirche zur 
zeit- und personengemäßen Glaubensverkündigung. 
Die katholische Kirche erfüllt nach ihrem Selbst­
verständnis gegenüber Kindern im Vorschulalter 
und deren Eltern durch ihre Erziehungsarbeit in 
ihren Kindergärten einen Auftrag, der sich 
nicht in einem sozialpädagogischen Beitrag er­
schöpft. Im Kindergarten wird eine Grundlage 
vorbereitet, auf der später Kirche, Schule, 
kirchliche Einrichtungen und bekenntnisorien­
tierte Verbände aufbauen können. Pür den Kin­
dergarten der Beklagten ergibt sich dies zudem 
aus dem vom Bischof von Münster für den nord­
rhein-westfälischen Teil seines Bistums erlasse­
nen Kindergartenstatut vom 14. Mai 1973, wonach 
kirchliche Träger von pfarreigenen Kindergärten 
im Bistum Münster ihre Erziehungs- und Bildungs­
aufgaben auf der Grundlage des katholischen Glau­
bens erfüllen und den dasselbe Ziel anstrebenden
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Erziehungsberechtigten bei der Entfaltung der 
geistigen Fähigkeiten des Kindes und der Ent­
wicklung seiner Persönlichkeit zu einem vom 
christlichen Geiste erfüllten und seiner Ver­
antwortung in Kirche und Gesellschaft bewußten 
Menschen Hilfe bieten. Die Erziehungsarbeit im 
Kindergarten, deren persönlichkeitsprägende 
Bedeutung für die Kinder im Vorschulalter all­
gemein anerkannt ist, gehört daher bereits zum 
eigentlichen Wesen der Kirche und ist damit 
Teil ihrer verfassungsrechtlich geschützten 
Wesens- und Lebensäußerung.

Die katholisch-kirchliche Prägung eines 
von einer katholischen Kirchengemeinde getra­
genen Kindergartens wird nicht dadurch ausge­
schlossen, daß auch Kinder anderer Konfessio­
nen aufgenommen werden und daß - wie die Klä­
gerin für den Kindergarten der Beklagten be­
hauptet - keine spezifisch katholische Glau­
bensunterweisung stattfindet. Es ist allein Sa­
che der Kirche, das religiöse und pädagogische 
Konzept zu bestimmen, nach dem der Kindergar­
ten geführt werden soll. Allein sie ist befugt, 
darüber zu entscheiden, wie und mit welcher 
Intensität sie das religiöse Element in ihrer 
Kindergartenarbeit äußerlich hervortreten läßt. 
Auch das gehört zum verfassungsrechtlich ge­
sicherten Selbstbestimmungsrecht der Kirche. 
Ebensowenig können die Leistung staatlicher 
Zuschüsse und die staatliche Ausbildung der 
Kindergärtnerinnen sowie staatliche Mindestan­
forderungen an die Unterhaltung von Kindergär­
ten den kirchlichen Charakter eines pfarreige- 
nen Kindergartens aufheben. Allgemein gilt, was 
der Senat in dem mehrfach zitierten Urteil vom 
25. April 1978 ausgesprochen hat: Der Kinder­
garten erhält seine kirchliche Prägung entschei-
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dend bereits dadurch, daß seine Trägerin die 
katholische Kirchengemeinde ist und daß sie ge­
rade in dieser Eigenschaft tätig wird.

3- Aus dem vorstehenden ergibt sich, daß die 
Klägerin als Leiterin des Kindergartens der Be­
klagten im Dienste kirchlicher Glaubensverkün- 
digung stand. Sie traf demnach eine besondere 
Loyalitätsobliegenheit gegenüber der Beklagten 
auch im außerdienstlichen Bereich. Verstöße ge­
gen wesentliche Grundsätze der katholischen Glau­
bens- und Sittenlehre mußten auch ihr Arbeits­
verhältnis nachhaltig belasten. Hierauf ist die 
Klägerin in § 9 ihres Arbeitsvertrages ausdrück­
lich hingewiesen worden, wo ein schwerer Ver­
stoß gegen die katholische Glaubens- und Sitten­
lehre sogar als wichtiger Grund zur fristlosen 
Kündigung bezeichnet wurde.

4. Durch ihre standesamtliche Eheschließung und 
ihr eheliches Zusammenleben mit einem nicht 
laisierten katholischen Ordenspriester hat die 
Klägerin einen schweren Verstoß gegen die katho­
lische Sittenlehre begangen.

a) Ein geweihter Priester -unterliegt nach katho­
lischem Kirchenrecht der sog. Zölibatspflicht, 
die für den katholischen Geistlichen ein Ehehin­
dernis begründet und die Verpflichtung zu ge­
schlechtlicher Enthaltsamkeit beinhaltet (can.
132 § 1, can. 1072 Codex Iuris Canonici - CIC -). 
Ein Priester, der eine Zivilehe eingeht, verfällt 
ohne weiteres der Exkommunikation; gleiches gilt 
für die ihn heiratende Frau (can. 2388 § 1 CIC; 
vgl. auch Mosiek, Kirchliches Eherecht, 3* Aufl.,
5. 163, 164). Die Klägerin hat sich also durch 
ihre Eheschließung und ihr Zusammenleben mit ei­
nem katholischen Priester außerhalb der kirchli-
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chen Gemeinschaft gestellt. Die Schwere eines 
solchen Verstoßes gegen die katholische Sitten­
lehre ist Katholiken bekannt.

b) Daß der Ehemann der Klägerin schon vor der 
Eheschließung von seinem Orden beurlaubt war und 
seine Rückversetzung in den Laienstand beantragt 
hatte, ändert an dieser Beurteilung nichts. Ein 
katholischer Priester kann allerdings nach dem 
Kirchenrecht auf seine Bitte durch Reskript 
des Apostolischen Stuhls in den Laienstand zu­
rückversetzt werden (can. 211 § 1 CIC). Er hat 
aber keinen Anspruch auf Laisierung. Vielmehr 
handelt es sich hierbei um einen päpstlichen 
Gnadenakt; kraft eigenen Willens kann kein Prie­
ster aus dem geistlichen Stand ausscheiden (Mörs­
dorf, Kirchenrecht, 11. Aufl. 1961-, Bd. I, S.
337)* Die päpstliche Kongregation für die Glau­
benslehre hat -unter dem 13- Januar 197^ Normen 
für die Behandlung von Laisierungsfällen erlas­
sen (Acta Apostolicae Sedis - AAS - 63 [^97^ 3,
303 - 308; mit von den deutschen Bischöfen ap­
probierter deutscher Übersetzung wiedergegeben 
in: Kleriker- und Weiherecht, Sammlung neuer Er­
lasse, eingeleitet und kommentiert von Heribert 
Schmitz, Nachkonziliare Dokumentation, Bd. 38,
S. 74 ff., Trier 197^). Nach Abschnitt V Ziffer 
1 Absatz 3 dieser Normen ist das Reskript über 
die Laisierung, verbunden mit der Dispens von 
den sich aus den Weihen ergebenden Verpflichtun­
gen, erst von dem Augenblick an wirksam, in dem 
es dem Bittsteller durch den zuständigen Oberen 
- das ist der Diözesanbischof, bei Ordenspriestern 
der höhere Ordensobere (Abschnitt V Ziffer 2 der 
Normen) - mitgeteilt wird. Unstreitig hatte der 
Ehemann der Klägerin bis zum Ausspruch der hier 
streitbefangenen Kündigung eine entsprechende Mit-
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teilung noch nicht erhalten, so daß er jeden­
falls zu dieser Zeit noch Priester mit Zölibats­
verpflichtung war.

c) Die Klägerin hat allerdings in den Vorin­
stanzen unwidersprochen vorgetragen, die Laisie­
rung ihres Ehemannes und damit die Möglichkeit 
einer kirchlichen Heirat werde nur dadurch ver­
hindert, daß das bischöfliche Generalvikariat ih­
rem Ehemann das offenbar vorliegende päpstliche 
Laisierungsreskript nicht aushändige, weil es 
die Laisierung davon abhängig machen wolle, daß 
sie und ihr Ehemann aus P fortzögen und
sie freiwillig auf ihre Stelle im Kindergarten 
der Beklagten verzichte. Das Landesarbeitsge­
richt hat sich mit diesem Vorbringen der Kläge­
rin nicht auseinandergesetzt, was die Revision 
rügt.

Lag das päpstliche Laisierungsreskript zur 
Zeit des Ausspruchs der Kündigung beim bischöf­
lichen Generalvikariat bereits vor und wäre es 
dem Ehemann der Klägerin mitgeteilt worden, dann 
könnte die Frage der sozialen Rechtfertigung der 
Kündigung möglicherweise anders als im angefoch­
tenen Urteil zu beantworten sein. Durch die Lai­
sierung wäre nämlich der Ehemann der Klägerin 
von der Zölibatsverpflichtung befreit worden, 
er hätte die Absolution von zugezogenen Zensu­
ren erhalten, die Klägerin hätte kirchlich heira­
ten können und ihr Kind wäre auch kirchenrecht­
lich als eheliches Kind legitimiert worden (Ab­
schnitt V Ziffer 1, Abschnitt VI Ziffer 2 der 
oben zitierten kirchlichen Laisierungsnormen vom 
13» Januar 1971). Damit wäre zwar der in der zi­
vilen Eheschließung mit einem noch nicht laisier- 
ten Priester liegende schwere Verstoß der Kläge­
rin gegen das kirchliche Sittengesetz nicht unge-
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schehen gemacht worden. Er hätte aber möglicher­
weise keine entsprechend schwerwiegenden, das 
Arbeitsverhältnis auch künftig noch ähnlich stark 
belastenden Dauerwirkungen mehr.

Mit ihrem Vorbringen will die Klägerin of­
fenbar geltend machen, das bischöfliche General­
vikariat habe aus unsachlichen Gründen und somit 
willkürlich das päpstliche Laisierungsreskript 
zurückgehalten und hierdurch die Wiederherstel­
lung der kirchenrechtlichen Voraussetzungen für 
eine gedeihliche Fortführung ihres Arbeitsver­
hältnisses noch vor der Kündigung verhindert, 
was die beklagte Kirchengemeinde sich zurechnen 
lassen müsse. Derartiges kann jedoch nicht ange­
nommen werden. Wenn das bischöfliche General­
vikariat im Zusammenhang mit der Laisierung den 
Fortzug der Klägerin und ihres Ehemannes aus 
F und damit verbunden die Aufgabe ih­
rer Stelle im Kindergarten der Beklagten ver­
langt hat, so steht dies im Einklang mit den 
oben schon erwähnten kirchenrechtlichen Normen 
der päpstlichen Glaubenskongregation über das 
Laisierungsverfahren. Nach Abschnitt VI Ziffer 1 
dieser Normen muß ein laisierter und von den 
Weiheverpflichtungen dispensierter Priester, 
erst recht wenn er verheiratet ist, von den Or­
ten fernbleiben, wo sein priesterlicher Status 
bekannt ist. Der Grund für diese Regelung liegt 
in der Vermeidung jeden Ärgernisses. Das ist ein 
ohne weiteres einleuchtender, von der Kirchenau­
tonomie gedeckter sachlicher Gesichtspunkt. Der 
zuständige Ortsordinarius (Bischof) kann aller­
dings von dieser im Laisierungsreskript enthalte­
nen Bestimmung dispensieren, sofern nicht voraus­
zusehen ist, daß durch die Anwesenheit des dispen­
sierten Priesters ein Ärgernis entsteht. Ob der 
Bischof diese Dispens erteilt oder nicht, ist al-
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lein seiner verantwortlichen Entscheidung Vorbe­
halten. Es handelt sich hierbei um eine rein in­
nerkirchliche Angelegenheit, die als solche der 
Beurteilung der staatlichen Gerichte entzogen 
ist. Sollte also das bischöfliche Generalvika­
riat in Münster die Laisierung des Ehemannes der 
Klägerin von einem Fortzug aus F und
der Einstellung der Tätigkeit der Klägerin als 
Leiterin des dortigen kirchlichen Kindergar­
tens abhängig gemacht haben, so könnte der Se­
nat hieraus keine der Beklagten nachteiligen 
Schlüsse ziehen.

d) Hiernach ist davon auszugehen, daß die Klä­
gerin durch ihre standesamtliche Eheschließung 
mit einem nicht laisierten Ordenspriester und 
durch ihr eheliches Zusammenleben mit ihm eine 
auf Dauer untragbare Belastung für eine glaub­
würdige Erziehungsarbeit im Kindergarten der 
Beklagten darstellt. Sie hat dadurch einen per- 
sonen- und betriebsbedingten Grund gesetzt, der 
eine ordentliche Kündigung nach § 1 Abs. 2 
KSchG sozial rechtfertigen kann.

5. Art. 6 Abs. 1 GG, der Ehe und Familie un­
ter den besonderen Schutz der staatlichen Ord­
nung stellt, schließt im vorliegenden Falle ein 
Recht der Beklagten zur ordentlichen Kündigung 
der Klägerin nicht aus.

Die genannte Verfassungsnorm gibt dem Ein­
zelnen nicht nur ein Abwehrrecht gegen störende 
oder schädigende Eingriffe des Staates in seine 
Ehe und Familie; sie hat nach der ständigen Recht­
sprechung des Bvmdesverfassungsgerichts auch den 
Charakter einer wertentscheidenden Grundsatznorm, 
woraus sich für den Staat positiv die Aufgabe 
ergibt, Ehe und Familie durch geeignete Maßnah-
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men zu fördern und vor Beeinträchtigungen durch 
andere Kräfte zu bewahren, und negativ das Ver­
bot, die Ehe zu schädigen oder sonst zu beein­
trächtigen (BVerfGE 6, 55 C71, 76]; 17, 210 
[219 f.]; 24, 104 [109]; 28, 524 [547] = AP Nr.
16 zu Art. 6 Abs. 1 GG Ehe und Familie). Hieraus 
hat das Bundesarbeitsgericht auch für die Gestal­
tung der privatrechtlichen Beziehungen zwischen 
den Arbeitsvertragsparteien Folgerungen gezogen 
und die Vereinbarung einer auflösenden Bedin­
gung, daß im Falle der Eheschließung des Arbeit­
nehmers das Arbeitsverhältnis endet, für nich­
tig erklärt, weil eine solche Zölibatsklausel 
geeignet ist, die Eingehung einer Ehe mindestens 
zu erschweren, wenn der Arbeitnehmer vor die 
Wahl gestellt wird, entweder unter Aufgabe sei­
nes Arbeitsplatzes zu heiraten oder auf die 
Eheschließung zu verzichten (BAG 4, 274 [279,
280] = AP Nr. 1 zu Art. 6 Abs. 1 GG Ehe und Fa­
milie [zu III der Gründe]).

Auch im Streitfälle soll die Eheschließung 
der Klägerin zum Verlust ihres Arbeitsplatzes 
führen; denn Kündigungsgrund ist allein ihre 
nach staatlichem Recht gültige und damit verfas­
sungsrechtlich geschützte Ehe. Gleichwohl kann 
der Beklagten ein auf die Heirat der Klägerin 
gestütztes ordentliches Kündigungsrecht nicht 
versagt werden. Die Beklagte ist ebenfalls Trä­
gerin von mit Verfassungsrang ausgestatteten 
Rechten und kann sich für die von ihr ausgespro­
chene Kündigung auf das verfassungsrechtlich 
verbürgte Selbstordnungs- 'und Selbstverwaltungs­
recht der Kirche berufen. Damit stehen sich auf 
Seiten der Klägerin und der Beklagten Verfas­
sungsgrundsätze gegenüber, die im hier gegebe­
nen Falle in einen Widerstreit geraten. Zur Lö­
sung dieses Konflikts bietet sich die nach § 1
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Abs. 2 KSchG ohnehin erforderliche Interessenabwä 
gung an, die eine Abwägung der beiderseitigen ver 
fassungskräftigen Rechtspositionen einschließt 
(vgl. hierzu auch Ruland, Die Sonderstellung der 
Religionsgemeinschaften im Kündigungsschutzrecht 
und in den staatlichen Mitbestimmungsordnungen, 
NJV 1980, 89 C93 - 953)* Dabei fällt zugunsten 
der Beklagten entscheidend ins Gewicht, daß bei 
einer Weiterbeschäftigung der Klägerin als Kin­
dergartenleiterin die Glaubwürdigkeit der Kirche 
aus dem Spiele stünde und daß der Verlust der 
Glaubwürdigkeit auf Dauer für die Kirche aus exi­
stenzgefährdend ist. Zu berücksichtigen ist fer­
ner, daß die Konfliktsituation in der Sphäre der 
Klägerin entstanden ist. Als die Klägerin in die 
Dienste der Beklagten trat, wußte sie, daß ein 
schwerer Verstoß gegen wesentliche Grundsätze 
der katholischen Glaubens- und Sittenlehre ihr 
Arbeitsverhältnis in Frage stellen mußte. Hier­
auf war sie in ihrem Arbeitsvertrag ausdrücklich 
hingewiesen worden. Durch ihre Eheschließung mit 
einem nicht laisierten katholischen Ordensprie­
ster hat sie die für ihr ArbeitsVerhältnis not­
wendige Übereinstimmung in den wesentlichen Grund 
sätzen der katholischen Sittenlehre aufgegeben 
und damit die Ursache für die Konfliktlage ge­
setzt. Unter diesen Umständen kann der Konflikt 
nicht zu Lasten der Beklagten gelöst werden. Viel 
mehr gebührt in dieser Situation, bei der ein 
Kompromiß zwischen den beiden einander wider- 
streitenden verfassungsrechtlich geschützten 
Rechtspositionen nicht möglich ist, den Belan­
gen der Beklagten der Vorrang gegenüber dem 
Interesse der Klägerin, durch ihre Eheschließung 
keine Nachteile zu erleiden.

6. Das Landesarbeitsgericht hat auch sonst ei­
ne umfassende Interessenabwägung vorgenommen und
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dabei auf Seiten der Klägerin ihr Lebensalter, 
die Dauer ihrer Beschäftigung bei der Beklagten 
\ind die Tatsache, daß sie während ihrer langjäh­
rigen Beschäftigungszeit ihren Dienst ohne Bean­
standungen zur Zufriedenheit der Beklagten ver­
sehen hat, berücksichtigt. Es hat jedoch dem 
Interesse der Beklagten, sich von der Klägerin 
durch ordentliche Kündigung zu trennen, den Vor­
rang eingeräumt. Das ist aus Rechtsgründen nicht 
zu beanstanden.

7- Zu Unrecht macht die Revision schließlich 
geltend, die Beklagte habe durch die monatelan­
ge Weiterbeschäftigung der Klägerin trotz Kennt­
nis ihrer Eheschließung mit einem nicht laisier- 
ten Ordenspriester zu erkennen gegeben, daß sie 
darin keinen schwerwiegenden Verstoß der Kläge­
rin gegen ihre arbeitsvertraglichen Pflichten se­
he, weshalb sich die Beklagte mit der später aus­
gesprochenen Kündigung in einer gegen Treu und 
Glauben verstoßenden Weise in Widerspruch zu ih­
rem eigenen früheren Verhalten gesetzt habe. Wie 
sich aus dem erstinstanzlichen Sitzungsprotokoll 
vom 27. April 1977 ergibt, war der Beklagten 
spätestens wenige Tage nach der Eheschließung 
der Klägerin deren Schwangerschaft und damit das 
gesetzliche Kündigungsverbot des § 9 Abs. 1 
MuSchG bekannt. Die Klägerin hat dort nämlich 
selbst auf eine entsprechende Behauptung der Be­
klagten hin zu Protokoll erklärt, sie habe dem 
Vorsitzenden des Kirchenvorstandes der Beklagten, 
Pfarrer B , schon kurze Zeit vor dem 5* Mai
1976 gesagt, sie wolle nach Ablauf der Mutter­
schutzfrist höchstwahrscheinlich ihre Arbeit auf­
geben, um sich ganz um ihr Kind kümmern zu kön­
nen. Damit gingen spätestens wenige Tage nach 
der am 21. April 1976 erfolgten Heirat der Klä-
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gerin beide Parteien davon aus, daß eine arbeit­
geberseitige Kündigung bis zum Ablauf der gesetz­
lichen Mutterschutzfrist nicht möglich war. Dann 
aber konnte ihre Weiterbeschäftigung als Kinder­
gartenleiterin bis Ende Juli 1976 von der Kläge­
rin nicht dahin aufgefaßt werden, die Beklagte 
wolle ihre Eheschließung nicht zum Anlaß einer 
ordentlichen Kündigung nehmen. Das Kündigungs­
recht der Beklagten war somit nicht gemäß § 242 
BGB verwirkt.

IV. Nach alledem erweist sich das angefochtene 
Urteil als zutreffend, so daß die Revision der 
Klägerin zurückzuweisen war.

gez.: Dr. Müller, zugleich Dr. Seidensticker 
für den in Urlaub be­
findlichen Richter am 
Bundesarbeitsgericht 
Dr. Dieterich

Mager Kehrmann
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